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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Bundesministerium für Justiz
Museumstrasse 7

1070 Wien

Per E-Mail: team.z@bmj.gv.at
Wien, am 1. Dezember 2014
Betrifft: 
Bundesgesetz, mit dem das Fortpflanzungsmedizingesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch und das Gentechnikgesetz geän​dert werden (Fortpflanzungsmedizinrechts-Änderungsgesetz 2015-FMedRÄG 2015); Begutachtungsverfahren
Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Behindertenanwalt dankt für die Übermittlung des Entwurfes eines Bundes​gesetzes, mit dem das Fortpflanzungsmedizingesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch und das Gentechnikgesetz geändert werden, und nimmt dazu wie folgt Stellung:
Der Behindertenanwalt steht dem gegenständlichen Entwurf und insbesondere der vorgesehen Zulassung der Präimplantationsdiagnostik äußerst skeptisch gegenüber.

Nach § 2a Abs. 1 Z 3 des Entwurfes soll eine Präimplantationsdiagnostik zulässig sein, wenn aufgrund der genetischen Disposition zumindest eines Elternteils die ernstliche Gefahr besteht, dass es zu einer Fehl- oder Totgeburt oder zu einer Erbkrankheit des Kindes kommt.

Nach der weiteren Definition des § 2a Abs. 2 Z 1 liegt eine solche Erbkrankheit auch dann vor, wenn das Kind während der Schwangerschaft oder nach der Geburt derart erkrankt, dass es nur durch den ständigen Einsatz moderner Medizintechnik oder den fortdauernden Einsatz anderer, seine Lebensführung stark beeinträchtigender medizinischer oder pflegerischer Hilfsmittel am Leben erhalten werden kann.
In den Erläuternden Bemerkungen finden sich keine näheren Ausführungen bzw. Darstellung der Überlegungen, welche Erkrankungen, Behinderungen oder sonstige Beeinträchtigungen diese Voraussetzungen erfüllen könnten. Dies lässt die berechtigten Bedenken zu, dass durch die weiteren Auswirkungen, die die Zulassung der Präimplantationsdiagnostik nach sich zieht, eine Selektion in wertes und unwertes Leben von ungeborenen Kindern erfolgen würde und damit die Legitimation geschaffen wäre, die Geburt von Menschen mit Behinderungen zu verhindern.
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass durch die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, die Österreich aufgrund ihrer Ratifizierung umzusetzen hat, ein Paradigmenwechsel stattgefunden hat.

Artikel 10 der UN-Behindertenrechtskonvention stellt ausdrücklich fest, dass Men​schen mit Behinderungen ein Recht auf Leben haben. Dementsprechend sind alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um den wirksamen und gleichberechtigten Genuss dieses Rechts durch Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.
Eine Zulassung der Präimplantationsdiagnostik unter den gegebenen Voraussetzun​gen würde dieser völkerrechtlichen Verpflichtung eindeutig widersprechen, da dadurch die Möglichkeit einer Vorselektion ohne eine entsprechende Rechtfertigung geschaffen werden würde. Aus einer Gesamtsicht ist daher auch die eugenische Indikation gemäß § 97 Abs. 1 Z 2 Strafgesetzbuch nach Auffassung des Behinder​tenanwaltes abzulehnen.

Aus diesen Überlegungen heraus kann eine Präimplantationsdiagnostik daher als Untersuchungsmethode ausschließlich dann zulässig sein, wenn dadurch nicht gleichzeitig eine Auswahlmöglichkeit zwischen behinderten und nichtbehinderten Kindern geschaffen wird.

Im Sinne des Wohles des ungeborenen Kindes als auch dessen Eltern können daher nur jene Erbkrankheiten in Betracht kommen, aufgrund derer das Kind trotz ständigem Einsatz moderner Medizintechnik oder fortdauernden Einsatz anderer, seine Lebensführung stark beeinträchtigender medizinischer oder pflegerischer Hilfsmittel nicht am Leben erhalten werden kann oder dauerhaft an nicht behandel​baren schwersten Schmerzen leiden wird.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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